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Kern: Jetzt grünen Tabubruch bei den Studiengebühren beenden

Gebühren dienen bisher nicht der Internationalisierung der Hochschulen, sondern füllen Löcher im
Landeshaushalt.

In der Debatte über die Abschaffung von Studiengebühren für internationale Studierende sagte der
hochschulpolitische Sprecher der FDP/DVP-Fraktion, Dr. Timm Kern:

„Noch im Wahlprogramm zur Landtagswahl 2016 galten bei den Grünen die Studiengebühren als
Teufelszeug. Das war nach der Wahl allerdings relativ schnell vergessen und die Gebühren für
internationale Studierende wurden schon 2017 eingeführt. Wohlgemerkt nicht zugunsten der
Internationalisierung der Hochschulen, sondern um Löcher im Landeshaushalt zu stopfen - denn nur ein
Fünftel der Mittel landet bei den Hochschulen, vier Fünftel direkt im Budget des Ministeriums. Nun
musste man inzwischen erkennen, dass die Gebühren in keinem Jahr den Betrag erreicht haben, den die
Landesregierung im jeweiligen Haushaltsplan angepeilt hatte. Die Zahl der internationalen Studierenden
ging zurück, der INSM-Bildungsmonitor attestiert dem Land bei der Internationalisierung einen
verheerenden 16. Platz und der Fachkräftemangel drängt.

Diese Situation hat nun auch die grün-schwarze Regierung wachgerüttelt und die Bereitschaft gefördert,
auf die `Bildungsmaut´ zu verzichten, wie es nun auch der Gesetzesentwurf der SPD vorzeichnet.
Allerdings bleibt die Frage offen, wie wir die Hochschulen, auch angesichts der erheblichen
Preissteigerungen und Mehrbelastungen finanziell noch besser unterstützen können. Wir brauchen hier
neue Wege der Finanzierung, die nicht nur aus dem Landeshaushalt und damit aus den Steuermitteln der
Allgemeinheit kommen können. Schon seit vielen Jahren fordern wir deshalb, nachgelagerte
Studiengebühren einzuführen, um so Studierende an den Kosten der Hochschulbildung zu beteiligen,
ohne dadurch die Sozialverträglichkeit und die Offenheit des Studiums für alle zu gefährden.“

 


